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1. (1)Ist dem Privatbeteiligten rechtskraftig eine Entschadigung wegen Toétung, Korperverletzung oder
Gesundheitsschadigung oder wegen einer Schadigung am Vermogen zuerkannt worden, so kann der Bund dem
Privatbeteiligten oder seinen Erben nach MalRgabe der folgenden Bestimmungen einen Vorschul3 auf die
Entschadigungssumme gewahren. Der Zuerkennung einer Entschadigung im Strafurteil steht die Erlangung eines
anderen im Inland vollstreckbaren Exekutionstitels gegen den Verurteilten wegen der den Gegenstand der
Verurteilung bildenden strafbaren Handlung durch das Opfer gleich.

2. (2)Ein VorschuB3 kann nur auf Antrag des Anspruchsberechtigten und nur insoweit gewahrt werden, als es
offenbar ist, dal? die alsbaldige Zahlung der Entschadigungssumme oder eines entsprechenden Teiles davon
ausschlief3lich oder Uberwiegend dadurch vereitelt wird, daf an dem Verurteilten die im selben Verfahren
ausgesprochene Freiheits- oder Geldstrafe vollzogen wird.

3. (3)Eine Vereitelung der alsbaldigen Zahlung einer Entschadigung im Sinne des Abs. 2 ist ohne weiteres
anzunehmen, wenn der Verurteilte zwar die Uber ihn verhangte Geldstrafe, sei es auch in Teilbetragen, zahlt oder
diese Geldstrafe sonst von ihm eingebracht wird, Zahlungen an das Opfer oder seine Erben aber nicht erfolgen
und auch im Wege einer Zwangsvollstreckung nicht erwartet werden kénnen.

4. (4)Einzelrechtsnachfolgern, auf die der Entschadigungsanspruch kraft Gesetzes Ubergegangen ist, kann ein
Vorschul3 nicht gewahrt werden. § 8 Abs. 1 des Bundesgesetzes Uber die Gewahrung von Hilfeleistungen an Opfer
von Verbrechen, BGBI. Nr. 288/1972, gilt dem Sinne nach.

5. (5)Die Gewahrung eines Vorschusses ist ausgeschlossen, wenn dem Antragsteller mit Ricksicht auf seine
Einkommens- und Vermdgensverhdltnisse, auf die ihm von Gesetzes wegen obliegenden
Unterhaltsverpflichtungen und auf seine sonstigen persdnlichen Verhaltnisse offenbar zugemutet werden kann,
die Vereitelung hinzunehmen. Ein Vorschul3 kann ferner nicht gewahrt werden, soweit der Antragsteller gegen
einen Dritten Anspruch auf entsprechende Leistungen hat und die Verfolgung dieses Anspruches zumutbar und
nicht offenbar aussichtslos ist. Der Vorschul8 darf jenen Entschadigungsbetrag nicht Ubersteigen, der vom
Verurteilten ohne den Strafvollzug innerhalb eines Jahres hatte geleistet werden kénnen (Abs. 2).

6. (6)Die Gewahrung eines Vorschusses ist auch ausgeschlossen,

1. 1.soweit ein Anspruch nach dem Bundesgesetz liber die Gewadhrung von Hilfeleistungen an Opfer von
Verbrechen gegeben ist;

2. 2.soweit der Anspruch sich auf Leistungen erstreckt, die im Falle des Bestehens von Anspriichen nach dem
in der Z 1 genannten Bundesgesetz nicht zu erbringen waren.

7. (7)Vorschisse auf Anspriche wegen Schadigung am Vermaogen sind nur bis zum Ausmalf der eigentlichen
Schadloshaltung (§ 1323 des Allgemeinen birgerlichen Gesetzbuches) zu gewahren.

8. (8)Uber Antrage auf Gewahrung von Vorschissen entscheidet der Vorsitzende durch Beschluf3. Der BeschluR
kann anordnen, dal3 der Vorschul innerhalb eines Jahres in Teilbetragen auszuzahlen ist. Der BeschluB ist dem
Antragsteller und dem Verurteilten zuzustellen. Dem Staatsanwalt und dem Antragsteller steht dagegen die
binnen vierzehn Tagen nach Bekanntmachung einzubringende Beschwerde an das tbergeordnete Gericht zu.
Sobald der Beschluf? tiber die Gewahrung eines Vorschusses rechtskraftig ist, hat der Vorsitzende die
Einbringungsstelle beim Oberlandesgericht Wien um die Auszahlung, allenfalls nach Maf3gabe der hiertiber
getroffenen Anordnung, zu ersuchen.

9. (9)Soweit der Bund einen Vorschul3 geleistet hat, gehen die Anspriiche des Antragstellers von Gesetzes wegen
auf den Bund Uber. Fur die Wirksamkeit dieses Forderungsiiberganges gegenlber dem Verurteilten gelten der
letzte Satz des § 1395 und der erste Satz des § 1396 des Allgemeinen blrgerlichen Gesetzbuches dem Sinne nach.
Sobald die Anspriche auf den Bund Ubergegangen sind, hat der Verurteilte Zahlungen bis zur Héhe des
gewahrten Vorschusses an die Einbringungsstelle beim Oberlandesgericht Wien zu erbringen.

10. (10)Soweit der Verurteilte keine Zahlungen (Abs. 9) leistet, hat die Einbringungsstelle beim Oberlandesgericht
Wien die Forderung zwangsweise hereinzubringen. Soweit eine sofortige zwangsweise Hereinbringung mit
Rucksicht auf den Vollzug der Strafe offenbar aussichtslos ware, kann sie bis nach dessen Beendigung
aufgeschoben werden.

In Kraft seit 01.01.2008 bis 31.12.9999


https://www.jusline.at/gesetz/stpo/paragraf/8
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1972_288_0/1972_288_0.pdf

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///

	§ 373a StPO
	StPO - Strafprozeßordnung 1975


